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Gleiches mit Gleichem „ver(ent-)gelten“ 

 

Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union haben am 10.05.2023 die 

sogenannte EU-Entgelttransparenzrichtlinie RL (EU) 2023/970 erlassen. Sie soll dazu 

beitragen, den Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit“ wirksamer 

durchzusetzen. Hintergrund ist, dass geschlechtsspezifische Entgeltunterschiede trotz 

bestehender Diskriminierungsverbote nach Ansicht der Politiker fortbestehen und für 

Beschäftigte häufig nur schwer erkennbar oder nachweisbar sind. Die Richtlinie setzt deshalb 

nicht erst bei einem möglichen Rechtsstreit an, sondern verlangt mehr Transparenz bereits bei 

der Festlegung und Kommunikation der Vergütung. 

 

Das Thema ist für deutsche Arbeitgeber nicht völlig neu. In Deutschland gilt bereits seit dem 

06.07.2017 das Entgelttransparenzgesetz. Es enthält einen individuellen Auskunftsanspruch für 

Beschäftigte, fordert größere Arbeitgeber zur Überprüfung ihrer Entgeltstrukturen auf und sieht 

für bestimmte Unternehmen Berichtspflichten vor. Die Verpflichtung, Frauen und Männer bei 

gleicher oder gleichwertiger Arbeit diskriminierungsfrei zu vergüten, gilt ohnehin bereits heute 

für alle Arbeitgeber. 

 

Die EU-Richtlinie geht jedoch deutlich über das bisherige deutsche Recht hinaus. Nach dem 

derzeit geltenden Entgelttransparenzgesetz besteht der individuelle Auskunftsanspruch 

grundsätzlich nur bei Arbeitgebern mit in der Regel mehr als 200 Beschäftigten. Die Richtlinie 

sieht dagegen ein Auskunftsrecht für sämtliche Beschäftigten vor, unabhängig von der Größe 

des Arbeitgebers. Die Beschäftigten sollen Informationen darüber erhalten, welche Kriterien für 

die Festlegung ihres Entgelts, ihrer Entgelthöhen und ihrer Entgeltentwicklung verwendet 

werden. Diese Kriterien müssen objektiv und geschlechtsneutral sein. Zudem sollen die 

Arbeitgeber den Beschäftigten auf Anforderung schriftlich Auskunft über ihre individuelle 

Entgelthöhe und über die durchschnittlichen Entgelthöhen geben müssen, aufgeschlüsselt nach 

Geschlecht und für die Gruppen von Beschäftigten, die die gleiche Arbeit wie sie oder 

gleichwertige Arbeit verrichten. Die Arbeitgeber sollen zudem verpflichtet werden, die 

Beschäftigten jährlich über ihre Informationsrechte zu belehren.  

 

Neu ist außerdem, dass die Transparenz bereits im Bewerbungsverfahren beginnen soll. 

Bewerberinnen und Bewerber sollen rechtzeitig über das vorgesehene Einstiegsentgelt oder 

eine Entgeltspanne informiert werden, etwa in der Stellenausschreibung oder vor dem 

Vorstellungsgespräch. Die Frage nach der bisherigen Vergütung soll künftig unzulässig sein. 

Auch Stellenausschreibungen und Berufsbezeichnungen müssen geschlechtsneutral formuliert 

werden. 
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Für die betriebliche Praxis ist zudem wichtig, dass nicht nur der Stundenlohn oder das 

Monatsgehalt betrachtet wird. Zum relevanten Entgelt können auch Zuschläge, Zulagen, 

Prämien und Sachleistungen gehören. Unterschiedliche Entgelte bleiben zulässig, wenn sie 

sich durch objektive und geschlechtsneutrale Kriterien erklären lassen, etwa durch Qualifikation, 

Erfahrung, Verantwortung, besondere Belastungen oder unterschiedliche Arbeitsbedingungen. 

 

Auch die Berichtspflichten werden erweitert. Nach geltendem deutschen Recht betreffen sie nur 

bestimmte Arbeitgeber mit in der Regel mehr als 500 Beschäftigten. Die EU-Richtlinie sieht 

künftig gestaffelte Berichtspflichten bereits ab 100 Beschäftigten vor. Für viele 

landwirtschaftliche Betriebe werden diese Berichtspflichten daher voraussichtlich keine 

unmittelbare Rolle spielen. Die allgemeinen Transparenzanforderungen werden jedoch auch für 

kleinere Betriebe relevant werden. 

 

Richtlinien der EU gelten in Deutschland nicht unmittelbar. Sie müssen durch die 

Mitgliedstaaten erst mittels Gesetz in nationales Recht umgesetzt werden. Erst dann kann der 

einzelne Mitarbeiter gegens seinen Arbeitgeber Ansprüche herleiten, die die EU-

Entgelttransparenzrichtlinie vorsieht. Deutschland hätte die EU-Richtlinie bis zum 07.06.2026 

umsetzen müssen. Diese Frist ist verstrichen, ohne dass ein deutsches Umsetzungsgesetz 

verabschiedet wurde. Nach dem zuletzt bekannt gewordenen Zeitplan soll die Neuregelung 

Anfang 2027 in Kraft treten. Aus diesem Grund steht derzeit noch nicht fest, welche Vorgaben 

die Arbeitgeber dann im Einzelnen wirklich beachten müssen und ob es doch Ausnahmen oder 

Erleichterungen für kleinere Betriebe gibt. Unklar ist beispielsweise, wie Saisonarbeitskräfte bei 

den Beschäftigtenschwellen zu berücksichtigen sind.  

 

Landwirtschaftliche Betriebe sollten die Zeit nutzen, um ihre Vergütungsstrukturen zu 

überprüfen. Im Rahmen der sozialen Konditionalität ist eine diesbezügliche Aufarbeitung zur 

Vermeidung von Sanktionen ohnehin erforderlich. Sinnvoll ist es, Tätigkeiten und 

Vergütungsbestandteile vollständig zu erfassen, vergleichbare Tätigkeitsgruppen zu bilden und 

bestehende Unterschiede anhand sachlicher Kriterien zu dokumentieren. Wer nachvollziehbar 

darlegen kann, wie Löhne, Zulagen und Sachleistungen festgelegt werden, ist auf die 

kommenden Anforderungen gut vorbereitet. 
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